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Auszug
aus dem Protokoll des Stadtrates von Zürich

vom 18. Dezember 2002



polizeien. Die Kantonspolizei stützt sich dabei auf die kantonale ver-
ordnung über die Erhebung und Bearbeitung von DNA-Analysen im
Strafverfahren und die Bundesverordnung über das DNA-Profil-
Informationssystem (EDNA- Verordnung) und einen entsprechen-
den Straftatenkatalog.

Entsprechend werden die Aufträge durch die Kapo erteilt. Die
Kosten für die WSA werden seit der Realisierung von Urban Kapo
ausschliesslich von der Kapo getragen und sofern möglich der Justiz
weiterverrechnet. Vor der Realisierung von U rban Kapo haben auch
städtische Angestellte in diesem Bereich gearbeitet, allerdings nach
den kantonalen Vorschriften.

Somit sind bei der Stadtpolizei Zürich keine speziellen Weisungen
bezüglich der Durchführung von WSA notwendig und keine Dienst-
anweisung vorhanden.

Zu den Fragen 3 und 4: Im Auftrag der Stadtpolizei wurden im Jahre
2001 29 Spuren typisiert und im 1. Quartal 200241 Spuren. Nahezu
40 Prozent der eingelesenen Spuren führen zu einer «Hitmeldung».
Dies belegt die hohe Qualität der gezielten Spurensuche.

Die Kosten betrugen im Jahre 2001 Fr. 13167.- und im 1. Quartal
2002 Fr. 17 656.65. Diese Aufwendungen können in der Regel einer
Untersuchungsbehörde weiterverrechnet werden. Für das gesamte
Jahr 2002 und die folgenden Jahre ist gegenüber 2001 mit steigenden
Kosten zu rechnen, da die Anzahl gesicherter biologischer Spuren
weiter steigen wird. Erfolge, wie der in der NZZ vom 18. Juli 2002
geschilderte Fall des massiven Missbrauches von Schülerinnen,
werden zur weiteren Verbreitung der Methode beitragen. Aufgrund
einer durch den WD an einem der Vorfallorte gesicherten Spur und
der WSA-Abnahme durch die Kantonspolizei Aargau konnte der
mutmassliche Täter gefasst werden.

Zu den Fragen 7 und 8: Wie bereits in der Interpellationsantwort vom
2. Juni 1999 (StRB Nr. 943) festgehalten, befinden sich keine dies-
bezüglichen speziellen Daten bei der Stadtpolizei. Das Bundes-
gesetz, welches den Umgang mit den Daten der DNA-Datenbank
neu regelt, ist bekanntlich in Ausarbeitung. Zurzeit gilt die bereits
erwähnte EDNA- Verordnung.

Mitteilung an die Vorsteherin des Polizeidepartements, die übrigen
Mitglieder des Stadtrates, den Stadtschreiber, den Rechtskonsulen-
ten, die Stadtpolizei sowie den Gemeinderat.

Für getreuen Auszug

der Stadtschreiber


